
Nach § 67 Abs. 1 StVO
kann die Behörde,
Straßen oder Straßen-

abschnitte dauernd oder zeit-
weilig zu Fahrradstraßen er-
klären, wenn es der Sicher-
heit, Leichtigkeit oder Flüs-
sigkeit des Verkehrs, insbe-
sondere des Fahrradver-
kehrs, oder der Entflechtung
des Verkehrs dient oder auf-
grund der Lage, Widmung
oder Beschaffenheit eines
Gebäudes oder Gebietes im
öffentlichen Interesse gele-
gen ist. 

In einer Fahrradstraße ist
außer dem Fahrradverkehr
jeder andere Fahrzeugver-
kehr verboten; ausgenom-
men davon ist das Befahren
mit den in  § 76a Abs. 5
StVO (Fahrzeuge des öffent-
lichen Sicherheitsdienstes,
der Feuerwehr, des Straßen-
dienstes, der Müllabfuhr, des
Gebrechendienstes sowie
Krankentransportfahrzeuge)
sowie das Befahren zum
Zweck des Zu- und Abfah-

rens. Nach Maßgabe der Er-
fordernisse und unter Be-
dachtnahme auf die örtlichen
Gegebenheiten kann die Be-
hörde bestimmen, dass die
Fahrradstraße auch mit ande-
ren Fahrzeugen dauernd oder
zu bestimmten Zeiten befah-
ren werden darf. Das Queren
von Fahrradstraßen mit an-
deren Fahrzeugen ist erlaubt.

Ebenfalls neu sind „Be-
gegnungszonen“ (§ 76c

StVO). Diese Bereiche kön-
nen von Fahrzeugen und
Fußgängern gleichberechtigt
im Mischverkehr genutzt
werden, etwa auch von Roll-
schuhfahrern. Vorrang haben
grundsätzlich die schwächs-
ten Verkehrsteilnehmer, die
Höchstgeschwindigkeit für
Fahrzeuge in den Begeg-
nungszonen beträgt 20 km/h,
im Ausnahmefall sind 30
km/h erlaubt. 

Die Radwegbenützungs-
pflicht wurde aufgeweicht:
Wenn es der Leichtigkeit
und Flüssigkeit des Verkehrs
dient und die Verkehrssi-
cherheit nicht beeinträchtigt
wird, kann die Behörde gem.
§ 68 Abs. 1 StVO die Benüt-
zungspflicht von Radfahran-
lagen (Radfahrstreifen,
Mehr zweckstreifen, Rad-
weg, Geh- und Radweg,
Radfahrerüberfahrt) aufhe-
ben. Die Radfahrer können
sich in den Autoverkehr ein-
reihen – auch wenn es dane-
ben einen Radweg gibt. Das
wird mit den Verkehrszei-
chen „Radweg ohne Benüt-
zungspflicht“ beziehungs-
weise „Geh- und Radweg
ohne Benützungspflicht“
kundgemacht.

Telefonieren beim Rad-
fahren ohne eine Freisprech-
anlage zu benützen, ist nach
§ 68 Abs. 3a StVO verboten;
es droht eine Verwaltungs-
strafe von 50 Euro. 
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Begegnungszone: Mischver-
kehr von Fußgängern und
Fahrzeugen.

Fahrradstraße: Erlaubt sind
neben Fahrrädern nur Ein-
satzfahrzeuge. Die Behörde
kann aber Ausnahmen be-
stimmen. 

Fahrradstraßen und Begegnungszonen
Am 31. März 2013 ist mit einer Novelle der Straßenverkehrsordnung (StVO) das „Fahrradpaket“ 
in Kraft getreten. Mit der Novelle wurden Fahrradstraßen und Begegnungszonen eingeführt; das 

Telefonieren beim Radfahren ohne Freisprecheinrichtung ist verboten.

„Pickerl“-Datenbank
Mit der 31. KFG-Novelle

wird eine zentrale § 57a-Be-
gutachtungsplakettendaten-
bank eingerichtet, in der alle
Daten zur Sicherstellung der
Korrektheit der Gutachten
und der Gültigkeit der Pla-
ketten gespeichert und ver-
waltet werden. Die Gutach-
ten über die wiederkehrende
Begutachtung werden für die
Zulassungsstellen abrufbar.
Dadurch entfällt u. a. die
Notwendigkeit, das letzte
Gutachten bei der Zulassung
vorzulegen. Diese Bestim-
mung tritt am 1. Oktober
2014 in Kraft. Mit der No-

velle wurden unter anderem
folgende Änderungen bzw.
Neuerungen beschlossen: 
• Es wird ein Risikoeinstu-
fungssystem für Unterneh-
men errichtet, die bestimmte
Fahrzeuge einsetzen. Dieses
System wird im neuen Ver-
kehrsunternehmensregister
(VUR) angesiedelt.
• Bei festgestellten Manipu-
lationen von Kontrollgeräten
kann künftig einerseits die
Weiterfahrt verhindert wer-
den, andererseits werden die
Manipulationseinrichtungen
für verfallen erklärt.
• Die Winterreifenpflicht
wurde auf Microcars ausge-
dehnt. Die Winterreifen-

pflicht für Microcars, die
Bestimmung über die Kon-
trollgeräte-Manipulationen
und das Risikoeinstufungs-
system sind am 1. März
2013 in Kraft getreten.
• Mit der Umsetzung der
Richtlinie 2011/82/EU wird
es möglich sein, zum Zwe-
cke der grenzüberschreiten-
den Verfolgung bestimmter
Verkehrsdelikte die Daten
von Fahrzeughaltern bzw.
Zulassungsbesitzern grenz-
überschreitend automatisiert
auszutauschen. Der Daten-
austausch hat laut Richtlinie
über nationale Kontaktstel-
len, die in den Mitgliedstaa-
ten einzurichten sind, zu er-

folgen. Die Änderungen be-
inhalten die Einrichtung der
nationalen Kontaktstelle im
Innenministerium, die Auf-
listung der Delikte laut
Richtlinie sowie die Vor-
gangsweise der Behörden
bei grenzüberschreitender
Verfolgung dieser Delikte,
einschließlich einer Verord-
nungsermächtigung zur Fest-
legung eines einheitlichen
Formulars für das in der
Richtlinie vorgesehene In-
formationsschreiben, das zu-
gleich die Funktion einer
Anonymverfügung und einer
Lenkererhebung haben soll.
Diese Bestimmung tritt am
7. November 2013 in Kraft. 
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